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Inspirierende Steueranalysen öffentlicher Einrichtungen
KOMMUN§NSE-UMSATZSTEUERCHECK: 
„Übergang der Steuerschuldnerschaft auf öffentlich-rechtliche Steuer-subjekte beim Bezug bestimmter elektronischer Dienstleistungen aus dem Ausland“
1.    Ausgangssituation

Immer mehr Software kommt direkt aus dem Internet. In der Praxis werden daher von Außenprüfern zunehmend Fälle aufgedeckt, in denen übersehen wurde, dass der Leistungsempfänger von bestimmten elektronischen Dienstleistungen an Stel-le des leistenden ausländischen Unternehmers als Steuerschuldner nach § 13b Abs. 2 Satz 1 UStG behandelt wird (sog. Steuerschuldumkehrung). 
Zu den Betroffenen zählen auch immer mehr öffentlich-rechtliche Steuersubjekte, wie z.B. kommunale Gebietskörperschaften und Zweckverbände sowie Universi-täten und Hochschulen. Hinsichtlich der Anwendung des Rechtsinstituts des § 13b UStG müssen bei diesen juristischen Personen des öffentlichen Rechts (jPdöR) besonders die Tätigkeitsbereiche die überwiegend steuerfreie Umsätze realisieren (z.B. Museen, Theater, Bildungseinrichtungen) sowie der Hoheitsbereich (z.B. das Bauamt) in den Fokus genommen werden, da hier im Endergebnis die Umsatz-steuerschuld eines Drittlandunternehmers (nicht EG-Inländer) im Rahmen der Steuerschuldumkehrung ohne Kompensation eines entsprechenden Vorsteuer-abzugs an das zuständige Finanzamt der jPdöR abgeführt werden muss.
Der Übergang der Steuerschuldnerschaft auf den Leistungsempfänger bei Um-sätzen im elektronischen Geschäftsverkehr setzt immer die Leistungsortverlage-rung ins Inland voraus. Dabei ist allerdings festzustellen, dass die Ortsbestimmung der sonstigen Leistung gemäß § 3a UStG bei einigen öffentlich-rechtlichen Leis-tungsempfängern ein auffallendes Problemfeld darstellt.  
2.     Auf elektronischem Wege erbrachte sonstige Leistungen  
Innerhalb der Kommun§ense-Arbeitshilfe zum Themenbereich

„Umsatzsteuer bei elektronischen Dienstleistungen aus dem Internet“

http://kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=982
wurde bereits auf die gesetzliche Neuregelung des § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG nebst der dazugehörigen neuen Verwaltungsvorschrift in Abschnitt 39c UStR hingewie-sen. Damit wurde die sog. E-Commerce-Richtlinie
 in nationales Recht umge-setzt. 
Hinsichtlich des Anwendungsbereichs der im elektronischen Geschäftsverkehr ge-tätigten Umsätze im Sinne des § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG
 verweist nunmehr Ab-schnitt 39c Abs. 1 Satz 1 UStR 2008 auf die EG-Verordnung Nr. 1777/2005
.

Nach Artikel 11 Abs. 1 der Durchführungsverordnung zur 6. EG-Richtlinie werden danach die auf elektronischem Weg erbrachten sonstigen Leistungen als Aktivitä-ten bezeichnet,
· die über das Internet oder ein ähnliches elektronisches Netz erbracht wer-den,
· deren Erbringung aufgrund ihrer Art im Wesentlichen automatisiert und nur mit minimaler menschlicher Beteiligung erfolgt und ohne Informationstech-nologie nicht möglich wäre. 
Leistungen in diesem Sinne werden exemplarisch in Anhang II der Mehrwert-steuer-Systemrichtlinie wie folgt aufgeführt:

1. Bereitstellung von Websites, Webhosting, Fernwartung von Programmen und Ausrüstungen;
2. Bereitstellung von Software und deren Aktualisierung;
3. Bereitstellung von Bildern, Texten und Informationen sowie Bereitstellung von Datenbanken;
4. Bereitstellung von Musik, Filmen und Spielen, einschließlich Glücksspielen und Lotterien sowie von Sendungen und Veranstaltungen aus den Berei-chen Politik, Kultur, Kunst, Sport, Wissenschaft und Unterhaltung;
5. Erbringung von Fernunterrichtsleistungen.

Konkretisierende Einzelregelungen enthält Artikel 11 Abs. 2 der Durchführungs-verordnung zu 6. EG-Richtlinie. Danach fallen unter § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG ins-besondere auch die folgenden Dienstleistungen, wenn sie über das Internet oder ein ähnliches elektronisches Netz bewirkt werden:
a) Überlassung digitaler Produkte allgemein, z. B. Software und zugehörige Änderungen oder Upgrades;

b) Dienste, die in elektronischen Netzen eine Präsenz zu geschäftlichen oder persönlichen Zwecken, z. B. eine Website oder eine Webpage, vermitteln oder unterstützen;

c) von einem Computer automatisch generierte Dienstleistungen über das In-ternet oder ein ähnliches elektronisches Netz auf der Grundlage spezifi-scher Dateninputs des Leistungsempfängers;

d) Einräumung des Rechts, gegen Entgelt eine Leistung auf einer Website, die als Online-Marktplatz fungiert, zum Kauf anzubieten, wobei die potenziel-len Käufer ihr Gebot im Wege eines automatisierten Verfahrens abgeben und die Beteiligten durch eine automatische, computergenerierte E-Mail über das Zustandekommen eines Verkaufs unterrichtet werden;

e) Internet-Service-Pakete, in denen die Telekommunikations-Komponente ein ergänzender oder untergeordneter Bestandteil ist (d.h. Pakete, die mehr er-möglichen als nur die Gewährung des Zugangs zum Internet und die wei-tere Elemente wie etwa Nachrichten, Wetterbericht, Reiseinformationen, Spielforen, Webhosting, Zugang zu Chatlines usw. umfassen);

f) die in Anhang I genannten Dienstleistungen.
►   BEISPIEL:

Von der Homepage einer Website-Agentur in der Schweiz wurde im Juni 2008 von der pfälzischen Gemeinde Sonnenberg ein individuelles Bearbeitungsmodul her-unter geladen, um die gemeindliche Website zukünftig selbst pflegen und aktuali-sieren zu können. Für Zwecke der Umsatzbesteuerung ist die deutsche Kommune im Inland registriert. Das Entgelt für das spezielle Leistungspaket beträgt 5.000 €.

>>  Es handelt sich um eine sonstige Leistung im Sinne von § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG. Die Gemeinde Sonnenberg als Steuerrechtssubjekt wird als Unternehmer nach dem Umsatzsteuerrecht behandelt, sodass auch der Leistungsbezug für den nichtunternehmerischen Bereich einer unternehmerisch tätigen jPdöR einen Leis-tungsbezug durch einen Unternehmer darstellt. Die Leistung wird deshalb nach § 3a Abs. 3 Satz 1 UStG am Sitzort des Empfängers in Sonnenberg bewirkt. Die pfälzische Gemeinde schuldet die Umsatzsteuer für das online bezogene Website-Dienstleistungspaket der schweizerischen Firma nach § 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 UStG.
Artikel 12 der Durchführungsverordnung zur 6. EG-Richtlinie enthält einen an-schaulichen Katalog von Leistungen, die nicht als elektronisch erbrachte Dienst-leistungen anzusehen sind:
1. Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe e elfter Gedankenstrich der Richtlinie 77/388/EWG;

2. Telekommunikationsdienstleistungen im Sinne des Artikels 9 Absatz 2 Buchstabe e zehnter Gedankenstrich der Richtlinie 77/388/EWG;

3. Lieferung folgender Gegenstände bzw. Erbringung folgender Dienstleistun-gen:

            a)  Gegenstände nach elektronischer Bestellung und Auftragsbearbeitung;

            b)  CD-ROM, Disketten und ähnliche körperliche Datenträger;

            c)  Druckerzeugnisse wie Bücher, Newsletter, Zeitungen und Zeitschriften;

            d)  CDs und Audiokassetten;

            e)  Videokassetten und DVDs;

             f)  Spiele auf CD-ROM;

            g)  Beratungsleistungen durch Rechtsanwälte, Finanzberater usw. per E- 

                 Mail;

            h)  Unterrichtsleistungen, wobei ein Lehrer den Unterricht über das Internet   

                 oder ein elektroninisches Netz, d. h über ein Remote Link, erteilt; 
             i)  physische Offline-Reparatur von EDV-Ausrüstung;

             j)  Offline-Data-Warehousing;

            k)  Zeitungs-, Plakat- und Fernsehwerbung;

             l)  Telefon-Helpdesks;

           m)  Fernunterricht im herkömmlichen Sinne, z. B. per Post;

            n)  Versteigerungen herkömmlicher Art, bei denen Menschen direkt tätig   

                 werden, unabhängig davon, wie die Gebote abgegeben werden; 
            o)  Videofonie, d. h. Telekommunikationsdienstleistungen mit Video-Kom-

                 ponente; 
            p)  Gewährung des Zugangs zum Internet und zum World Wide Web;

            q)  Internettelefonie.

►   BEISPIEL:

Ein Hochschullehrer in Köln erstellt für eine Vereinigung russischer Gasunterneh-men mit Sitz in Moskau ein wissenschaftliches Gutachten über die umsatzsteuer-lichen Auswirkungen bei grenzüberschreitenden Gaslieferungen in der EU. Das Gutachten wird nach Abschluss der Arbeiten dem Auftraggeber elektronisch über-mittelt.
>>  Es handelt sich – trotz der elektronischen Übermittlung – nicht um eine auf elektronischem Wege erbrachte sonstige Leistung.
 Da mit dem wissenschaftli-chen Gutachten keine konkrete Entscheidungshilfe gewährt wird, handelt es sich nicht um eine Beratungsleistung im Sinne des § 3a Abs. 4 Nr. 3 UStG, sondern um eine wissenschaftliche Leistung, die gemäß § 3a Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a UStG in Köln erbracht wird.

3.     Bedeutung der Unternehmereigenschaft nach  dem Umsatzsteuerrecht
        für juristische Personen des öffentlichen Rechts
Mit der Sonderregelung im § 2 Abs. 3 Satz 1 UStG wird die Umsatzsteuerpflicht der öffentlichen Hand fundamentiert. Danach werden jPdöR nur im Rahmen ihrer BgA im Sinne der §§ 1 Abs. 1 Nr. 6, 4 KStG und ihrer land- und forstwirtschaftli-chen Betriebe unternehmerisch im Sinne des Umsatzsteuergesetzes tätig. Aus dieser einengenden Fokussierung resultiert die Steuerbarkeit der in diesen Betrie-ben erzielten Umsätze, womit insbesondere der Begriff des BgA in den Mittelpunkt des Interesses rückt. Allerdings muss bei dieser Betrachtungsweise deutlich her-vorgehoben werden, dass die jPdöR Unternehmer und damit Steuerrechtssubjekt ist, wenn sie einen BgA betreibt, nicht aber der Betrieb selbst.

Die Behandlung der Trägerkörperschaft als Steuerrechtssubjekt (nicht der BgA!) führt also dazu, dass der Leistungsbezug für den nichtunternehmerischen Bereich einer unternehmerisch agierenden jPdöR immer einen Leistungsbezug durch einen Unternehmer darstellt.

Aus dem Unternehmerstatus einer öffentlichen Trägerkörperschaft ergeben sich allerdings auch spezielle Verpflichtungen, wie beispielsweise der Übergang der Steuerschuldnerschaft auf den Leistungsempfänger nach § 13b Abs. 2 Satz 1 UStG. Dabei ergibt sich ergänzend die Fragestellung, ob dieses umsatzsteuerliche Gebot auch dann gilt, wenn die Leistung nicht für den unternehmerischen Bereich erbracht wird.
4.     Ort der Leistung und Anwendung der Steuerschuldumkehrung bei elek-
        tronischen Dienstleistungen
Ebenso wie bei den Lieferungen, ist auch bei den sonstigen Leistungen der Leis-tungsort für die Bestimmung der Steuerbarkeit von entscheidender Bedeutung. Ei-ne Leistungsortverlagerung an einen Steuerpflichtigen erfolgt jedoch unabhängig von der Verwendung einer Leistung für unternehmerische oder nichtunternehme-rische Zwecke. 
Abweichend von der grundsätzlichen Regelung nach § 3a Abs. 1 UStG wird der Ort bei den sog. immateriellen Katalog-Dienstleistungen im Sinne des § 3a Abs. 4 UStG in der Regel an den Ort des Leistungsempfängers verlagert, wenn 

· dieser Unternehmer ist (§ 3a Abs. 3 Satz 1 UStG),   
· die Voraussetzungen des § 3a Abs. 3a UStG vorliegen oder

· die Bedingungen des § 1 Abs. 1 UStDV erfüllt werden.
Da eine jPdöR als Unternehmer grundsätzlich unter § 3a Abs. 3 Satz 1 UStG fällt, kann somit konstatiert werden, dass die Regelung des § 3a Abs. 3a UStG sowie des § 1 Abs. 1 UStDV für öffentlich-rechtliche Leistungsempfänger stets außer acht gelassen werden kann. Eine nähere Analyse dieser Schlussfolgerung erübrigt sich ohnehin, da der Gesetzgeber durch die Ausdehnung des § 13b UStG auf sämtliche jPdöR klar zum Ausdruck gebracht hat, dass er diese für die Erbrin-gung sonstige Leistungen eines im Ausland ansässigen Unternehmers in den Kreis der Steuerschuldner nach § 13b Abs. 2 Satz 1 UStG einbezogen haben möchte.

Die immer wieder diskutierte Reduzierung der Steuerschuldumkehrung nur auf den Leistungsbezug für den unternehmerischen Tätigkeitsbereich einer jPdöR steht nebenbei bemerkt im eklatanten Widerspruch zur gesetzlichen Normierung in § 13b Abs. 2 Satz 3 UStG sowie zur Auffassung der Finanzverwaltung. Auch in Abschnitt 182a Abs. 1 Satz 4 UStR 2008 wird hierzu unmissverständlich darauf hingewiesen, dass die Steuerschuldnerschaft sich sowohl auf die Umsätze für den unternehmerischen als auch auf die Umsätze für den nichtunternehmerischen Be-reich des Leistungsempfängers erstreckt.
In den Fällen des Leistungsbezugs von einem Unternehmer aus dem übrigen Gemeinschaftsgebiet muss zudem darauf zu achten, dass prinzipiell der Grund-satz des § 3a Abs. 1 UStG greift, wodurch die sonstige Leistung in Deutschland nicht-steuerbar ist.

►   BEISPIEL:
Zur Unterstützung des Fernunterrichts der Kreis-VHS in Schaffhausen wird eine Online-Verknüpfung mit einer gewerblichen Privatuniversität in 
a)  Oxford (England)
b)  Virginia (USA) 
vertraglich vereinbart. Das jährliche Entgelt für die Bereitstellung eines Lernpro-gramms via Internet beträgt 3.500 Euro.  

Lösung:
a)  Es handelt sich um eine auf elektronischem Wege erbrachte sonstige Leistung im Sinne des § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG (Artikel 56 Abs. 1 Buchstabe k der Mehr-wertsteuer-Systemrichtlinie). Da sich die englische Privatuniversität im Gemein-schaftsgebiet befindet, wird die Leistung nach § 3a Abs. 1 UStG an dem Ort aus-geführt, von dem aus der Unternehmer sein Unternehmen betreibt. Für die Um-satzbesteuerung der Internet-Dienstleistung ist danach die Hochschule in Oxford verpflichtet.  
b)  Es handelt sich um eine auf elektronischem Wege erbrachte sonstige Leistung im Sinne des § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG (Artikel 56 Abs. 1 Buchstabe k der Mehr-wertsteuer-Systemrichtlinie). Da sich die Privatuniversität in einem Drittland (USA) befindet, schuldet der Kreis Schaffhausen gemäß § 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 UStG die Umsatzsteuer für die Internet-Dienstleistung.  
EXEMPLARISCHE FALLANALYSE:
Die niedersächsische Stadt Piepenburg hat am 15. Mai 2008 von einer kanadi-schen Softwarefirma eine innovative Bibliothekssoftware erworben. Die Büche-reien der Stadt können damit Katalogisierungs-, Ansetzungs-, Ausleihe-, Erwer-bungs- und Benutzerkatalogarbeiten komfortabler ausführen. Das nordamerikani-sche Unternehmen verfügt in Deutschland über keine Zweigniederlassung. Mit dem erworbenen Softwarepaket wurde ein Aktualisierungs-Abonnement verknüpft. 
Der Kommune wurde angeboten:
a)  Das bestellte Software-Paket nebst Updates kann direkt von der Homepage der kanadischen Softwarefirma herunter geladen und installiert werden.
b)  Das komplette Software-Paket nebst Updates kann als CD-ROM-Version via Internet bestellt werden. Die Software wird sodann per Versandservice herkömm-lich nach Deutschland expediert.
Der Netto-Anschaffungspreis beträgt insgesamt umgerechnet 20.000 Euro.
►   Allgemeine Feststellung:

· Büchereien werden ertragsteuerrechtlich nach den geltenden BgA-Kriterien in der Regel als nicht steuerrelevante öffentliche Einrichtungen behandelt. 

· Umsatzsteuerrechtlich gelten die Leistungen der Büchereien nach § 4 Nr. 20a UStG als steuerbefreit. 

►   Umsatzsteuerliche Würdigung zu a)

Es handelt sich um einen so genannten Online-Umsatz. Die Überlassung von Software nebst Updates in digitaler Form mittels Internet stellt im Sinne des § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG eine sonstige Leistung dar. Leistungen an einen Unternehmer unterliegen gemäß § 3a Abs. 4 Nr. 14 i.V.m. Abs. 3 UStG der Umsatzsteuer, wenn der Leistungsempfänger im Inland ansässig ist.
 
Bei steuerpflichtigen  sonstigen Leistungen eines Unternehmers aus einem Dritt-land, der über keine Zweigniederlassung im Inland verfügt, die für einen inländi-schen Unternehmer oder für eine inländische jPdöR erbracht werden, verlagert sich die Steuerschuldnerschaft gemäß § 13b Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 UStG auf den Leistungsempfänger. 
Die Umsatzsteuer der sonstigen Leistung für den nichtunternehmerischen Bereich der jPdöR wird also vom kommunalen Leistungsempfänger geschuldet.
Damit ist das Downloaden des Softwareprogramms nebst Updates in Deutschland umsatzsteuerpflichtig. Für die von der Stadt Piepenburg bewirkte Leistung ist die Kommune nach § 13b Abs. 2 Satz 3, Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG Steuerschuldner. Demzufolge muss die erstellte Rechnung der leistenden kanadischen Softwarefir-ma ein Netto-Entgelt ausweisen, mit dem Verweis auf die Steuerschuldumkehrung im Sinne des § 13b UStG. 
Die Stadt Piepenburg hat die deutsche Umsatzsteuer für die Online-Dienstleis-tung der kanadischen Firma in Höhe von 3.800 Euro (19 % von 20.000 Euro) dem zuständigen nationalen Finanzamt zu melden resp. abzuführen. Der Trägerkör-perschaft steht kein kompensatorischer Vorsteuerabzug zur Verfügung. 

►   WICHTIG:
Für die im Inland erbrachten elektronischen Dienstleistungen gilt der Regelsteuer-satz gemäß § 12 Abs. 1 UStG. Der ermäßigte Steuersatz im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. c UStG kommt nicht in Betracht, weil der Hauptinhalt der Bibliothekssoftware nicht in der Überlassung von urheberrechtlich geschützten Rechten besteht.
  
►   Umsatzsteuerliche Würdigung zu b)

Es handelt sich um einen so genannten Offline-Umsatz, der nicht unter die Rege-lung des § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG fällt. 

Die Überlassung von Standard-Software nebst Updates ist eine Lieferung im Sin-ne des § 3 Abs. 1 UStG, wenn durch die körperliche Übergabe der beweglichen Sache „Datenträger” dem Leistungsempfänger Verfügungsmacht daran und an der darauf befindlichen Software verschafft wird.
 
Danach ist die Steuerschuldumkehrung nach § 13b UStG für Drittlandswarenlie-ferungen auszuschließen. 
Beim Bezug von Waren aus Drittländern wird die Umsatzbesteuerung mit Einfuhr des Gegenstandes in das Gemeinschaftsgebiet grundsätzlich durch Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer (EUSt) sichergestellt.
 

Für die EUSt gelten nach § 21 Abs. 2 UStG die Vorschriften für Zölle sinngemäß. Diese wird von der Zollverwaltung festgesetzt und erhoben. Der Steuersatz der EUSt ist identisch mit dem der Umsatzsteuer (derzeit 19 % und 7 %).
Die EUSt fällt unabhängig davon an, ob die Gegenstände der Einfuhr für den un-ternehmerischen oder den nichtunternehmerischen Tätigkeitsbereich der jPdöR bestimmt sind.

Da die Bibliothekssoftware für den nichtunternehmerischen Tätigkeitsbereich der Stadt Piepenburg angeschafft wurde, ist die EUSt nicht als Vorsteuer abziehbar.

5.    Essentielle Änderungen des EU-Mehrwertsteuersystems

Nach der Einführung der sog. Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL)
 ab 01.01.2007 wurde diese Rechtsgrundlage zwischenzeitlich durch vier Richtlinien-änderungen korrigiert (Rechtsstand: 01. Oktober 2008). 

Für die Umsätze des elektronischen Geschäftsverkehrs sind zwei Änderungs-richtlinien (ÄndRL) besonders hervorzuheben:

►   ÄndRL 2006/138/EG vom 19.12.2006:  
       http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:384:0092:0093:DE:PDF
Verlängerung der Geltungsdauer der Mehrwertsteuerregelung für Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen sowie bestimmte elektronisch erbrachte Dienstleistun-gen bis zum 31.12.2008. 
►   ÄndRL 2008/8/EG vom 12.02.2008:

        http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:044:0011:0022:DE:PDF
Änderungen zum Ort der sonstigen Leistung ab 01.01.2010 und später. Die Gel-tungsdauer der RL 2006/138/EG wird bis zum 31.12.2009 verlängert.

Besonders die Neuregelungen innerhalb des sog. Mehrwertsteuerpakets vom 12. Februar 2008 stellen die bisher umfangreichsten Änderungen der Ortsbestim-mungen für sonstige Leistungen dar.
 

Danach gilt z.B. als neue Grundregel zum Dienstleistungsort bei zwischenunter-nehmerischen Umsätzen, dass künftig sonstige Leistungen an einen Unterneh-mer regelmäßig an dem Ort ausgeführt werden, wo der Leistungsempfänger sei-nen Sitz hat (Empfängerortsprinzip). Nach Artikel 43 Nr. 2 MwStSystRl n. F. gelten für die Anwendung der Grundregel auch nicht steuerpflichtige juristische Personen mit Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) als Steuerpflichtiger. Dies be-deutet eine Gleichstellung von nicht unternehmerisch tätigen juristischen Perso-nen (juristische Personen des öffentlichen und privaten Rechts, z.B. Gebietskör-perschaften, Vereine, reine Holdinggesellschaften ohne Unternehmereigenschaft) mit einem Unternehmer. Voraussetzung ist, dass ihnen eine USt-IdNr. erteilt wur-de, sie also für umsatzsteuerliche Zwecke erfasst sind. Gleichzeitig wird dadurch der Übergang der Steuerschuldnerschaft gemäß Artikel 196 MwStSystRL n. F. obligatorisch, wenn der die Leistung erbringende Unternehmer im Land der steuerpflichtigen Dienstleistung nicht ansässig ist.

Die bisher geltende Grundregelung, wonach die Besteuerung am Ort des leisten-den Unternehmers erfolgt, soll im Prinzip nur noch bei Leistungen an Privatper-sonen gelten. Für die Leistungen an andere Unternehmer (die öffentliche Hand mit einbezogen) gilt nunmehr als Grundregel der Leistungsort  am Sitzort des Empfän-gers.

6.    Resümee
Die Klärung der Fragestellung, ob sich der Leistungsort für sonstige Leistungen, die ausschließlich für den nichtunternehmerischen Tätigkeitsbereich eines Unter-nehmers bestimmt sind, nach § 3a Abs. 3 Satz 1 UStG richtet, hat die Finanz-verwaltung bislang unergründlich offen gelassen. 

Das führt natürlich bei öffentlichen Leistungsempfängern bestimmter elektroni-scher Dienstleistungen nach § 3a Abs. 4 Nr. 14 UStG zwangsläufig zu Irritationen und Fehlinterpretationen.

Mit dem neu geschnürten „Mehrwertsteuerpaket“ vom 12.02.2008 hat der Rat der EU nunmehr einen obligatorischen Übergang der Steuerschuldnerschaft geschaf-fen, der die Unternehmereigenschaft einer juristischen Person als Leistungsem-pfänger nach der Umsatzsteuer-Registrierung (USt-IdNr.) beim zuständigen Fi-nanzamt bestimmt.
Diese einfache und anspruchslose Erkenntnis hätte schon längst in das nationale Umsatzsteuerrecht expliziert werden können. Allerdings muss dabei immer be-dacht werden, dass es eine Vorliebe des nationalen Steuergesetzgebers und der Finanzverwaltung ist, Steuerpflichtige nicht geradlinig, sondern vorzugsweise um mehrere Steuerecken denken zu lassen.
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� Richtlinie 2000/31/EG vom 08.06.2000 (ABl. EG Nr. L 178 vom 17.07.2000). Näheres dazu findet sich sehr aufschlussreich bei Henschel: „Umsatzsteuerliche Behandlung des sog. E-Commerce“ (2005).


� Artikels 56 Abs. 1 Buchstabe k der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL).


� ABl. EU Nr. L 288 S. 1.


� Lippross: „Umsatzsteuer“, 22. Aufl. (2008), S. 244.


� Vgl. Artikel 12 Nr. 3 Buchstabe g der Durchführungsverordnung zur 6. EG-RL (abweichend Nies-kens – UR 2003 S. 313).


� Vgl. Abschnitt 36 Abs. 4 UStR 2008 (abweichend Stadie in R/D, § 3a Rdnr. 85 ff.).


� Vgl. Seer/Wendt: „Strukturprobleme der Besteuerung der öffentlichen Hand“ (DStR 2001 S. 829).


� Vgl. Korn: „Übergang der Steuerschuldnerschaft bei Erbringung einer Katalogleistung an einen Hoheitsbetrieb“ (UR 2006 S. 314).


� Vgl. ebenda, S. 311, 314.


� Vgl. dazu die Ausführungen von Henschel: a.a.O, S. 150 ff.


� Vgl. OFD Stuttgart vom 25.08.2003 (UR 2004 S. 256).


� BFH-Urteile vom 27.09.2001 (BStBl. II 2002 S. 114) sowie vom 24.08.2000 -NV- (BFH/NV 2001 S. 213) →Umsatzsteuerlichen Behandlung einer Bibliothekssoftware; OFD Frankfurt vom 25.09.2002: „Überlassung einer CD-ROM an Bibliothek; Allgemeiner Steuersatz“ (UR 2003 S. 206).  


� Abschnitt 25 Abs. 2 Nr. 7 Satz 3 UStR 2008.


� Artikel 30 der MwStSystRL bzw. § 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG.


� Richtlinie 2006/112/EG vom 28.11.2006 (ABl. der EU vom 11.12.2006, L 347/1).


� Näheres dazu bei Nieskens: „Gemeinschaftsrechtliche Neuregelungen zum Ort der sonstigen Leistung“ (UR 2008 S. 677 ff.).


� Vgl. Huschens: „Das Mehrwertsteuerpaket“ (UVR 2008 S. 272, 273) sowie Monfort: „MwSt-Pa-ket: Grundlegende Änderung der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie bezüglich des Orts der Dienst-leistung“ (IWB vom 23.04.2008, Gruppe 2, Fach 11, S. 880, 881).


� Vgl: Huschens: „Die neue Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie“ (UVR 2007 S. 211).
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